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2019 soll ein sogenanntes „Su per -
wahl jahr“ werden. Die Aussichten
auf die wahrscheinlichen Ergebnisse
sind dabei alles andere als „super“.
„Super“ ist eigentlich auch nicht,
dass am 26. Mai die EU- und die
sächsische Land tags wahl sowie im
September sächsische Kommunal -
wah len stattfinden. Super ist aller-
dings, dass die DKP beschlossen
hat, zu min dest auf EU-Ebene in die
Wahl kampf arena zu treten. 

Natürlich lösen
Kreuzschen auf
ei  n  em Blatt Papier
nicht die Grund -
pro bleme der ka -
pi talistischen Ge -
sell schaft. Ganz
zu schweigen da -
von, dass sie da -
mit abgeschafft
wer den könnte.
Aber das bürgerli-
che Wahl   theater bietet uns die
Möglich keit, als Kommu nis tische
Partei un  sere Ziele ei nem größeren
Pu bli kum zu gänglich zu ma chen. 

Die Probleme, deren Lösungen
durch die selbsternannten „Volks -
par teien“ von Wahl zu Wahl immer
un wahrscheinlicher werden, häufen
sich. Hochrüstung, Schuldenbrem -
se, Privatisierung oder neue Polizei -
gesetze sind die Antworten der
Herrschenden und ihrer politischen

Vertreter auf die allgemeine Krise
ihres Raubsystems.

Nur eine Klassenpartei, die konse-
quent die arbeitende Mehrheit ver-
tritt, vermag diesen Berg abzutra-
gen. In unseren Sofortforderungen
verlangen wir eine Senkung des
Rüstungsetats, eine Erhöhung der
Spitzensteuersätze, ein Baupro -
gramm soll Schulen, Kindergärten,
Infrastruktur und Krankenhäuser

schaffen. Mit dem
Schaffen von je
100.000 Stellen in
Bau-, Gesundheits-
und Bildungswesen
kann eine jahrzehn-
telang verfehlte
Per   sonalplanung
kor rigiert werden. 

Auch die Leip zi -
gerinnen und Leip -
ziger rufen wir auf,

der DKP ihre Stim men zu geben.
Die, die nicht mehr wählen gehen,
einer vermeintlichen „Alternative“
ihre Stimme geben oder aus Prinzip
wieder die selbe bürgerliche Partei
wählen wollen, fragen wir: Wa rum
nicht der Deutschen Kommunis ti -
schen Partei als grundsätzliche Al -
ter native zu diesem System eine
Chance geben? Je stärker wir sind,
desto stärker fallen die Stimmen der
Arbeiterklasse ins Gewicht der poli-
tischen Waagschale. MZ

Ein Superwahljahr?



Das statistische Amt Leipzig hat vor einer
Weile eine sehr interessante Umfrage veröffent-
licht. Unter dem Titel „Größte Probleme aus
Bür gersicht“ finden sich dabei Umfrage er geb -
nisse der letzten Jahre zu einer Vielzahl politi-
scher The men. Berücksichtigt werden muss
dabei die Tat sache, dass es sich in erster Linie
um wahrgenommene Probleme handelt.
Inwiefern diese auf realen Entwicklungen beru-
hen, ist daher oft nicht genau einzuschätzen.
Auch wird nicht gesagt, wie „Problem“ genau
definiert wird: ein Makel, der hingenommen
werden kann, oder ein Zustand, der einer
Lösung bedarf. Nichts desto trotz bietet die Um -
frage die Möglichkeit, zumindest Tendenzen im
politischen Bewusst sein zu skizzieren. 

Ein Blick auf die nebenstehende Tabelle
zeigt, wie drastisch und in welch’ kurzen Zeit -
räu men Probleme entstehen bzw. wahrgenom-
men werden. Schwankungen sind in einer sich
sprunghaft entwickelnden Großstadt wie Leip -
zig nichts ungewöhnliches. Es gibt weniger fi -
nan zielle Hürden, vor denen zum Beispiel eine
kleine Gemeinde stehen würde, wenn dort eine
Schule saniert werden muss. Unterm Strich
kann aber gesagt werden, dass die Probleme in
Leipzig tendenziell wachsen. 

Als Problem Nummer 1 wird seit 2015 das
Thema „Kri mi nalität / Sicherheit“ gesehen, ob -
wohl die Ver brechensrate mit der Bevölke -
rungs  ent wick lung Schritt hält. Die Lage unter-
scheidet sich je nach Stadtteil. Erstes „Opfer“
von politischen Gegenmaßnahmen ist die Ei -
sen bahnstraße, deren Einwohnerschaft mit ei -
ner „Waf fenverbotszone“ belastet wird. Vor
allem AfD und CDU werden in klassischer
law&order-Manier soziale Probleme in den
Hin ter grund drängen und stärker auf Repres -
sion setzen. Diese Einschätzung gilt noch stär-
ker für das Problem „Fremdenfeindlichkeit“.  

Natürlich steht auch die DKP für ein Leben in
Frieden und Sicherheit, aber wir legen die
gesellschaftlichen Ursachen von Problemen
bloß, statt mit Polizeimaßnahmen und -geset-
zen zu antworten. 

Auf die wirklich drängenden, den Großteil
der Leipziger betreffenden Probleme hat die
DKP einige Antworten zu bieten. Sie lö sen
nicht das Grundübel, den Ka pi ta lis mus, aber sie
zei gen, dass wir versuchen, uns an den In  te -
ressen der schaffenden Mehrheit zu orientieren.   

Auf die Probleme „Kitas“ und „Schulen“ ant-
worten wir mit dem Bau und der San ierung von
Schulen, Kitas und Jugend zen tren. 

Auf das Problem „Armut“ antworten wir ei -
ner seits mit Investitionsprogrammen für Woh -
nun gen, Bildungseinrichtungen und Verkehr,
die dauerhaft etwa 100.000 Arbeitsplätze im
Bau und baunahen Gewerbe schaffen. An der er -
seits will die DKP das Kindergeld um 50 € an -
heben, auch Renten und Arbeitslosengeld sol-
len erhöht werden. 

Auf das Problem „öffentlicher Nahverkehr“
antworten wir mit der Forderung nach einem
Ende des Sanierungsstaus im Nah- und Fern -
verkehr. Damit verbinden wir die Antwort auf
die „Umweltbelastung“. Der Aus bau des Schie -
nen transportes für Menschen und Gü ter wäre
nicht nur effizienter, sondern würde auch die
Bekämpfung des Klimawandels unterstützen.
Die nächsten Jahre werden zeigen, ob die DKP
dieses Protestpotential nutzen kann. MZ

Leipziger Probleme

Problem 2015 2016 2017

Kriminalität/ Sicherheit 49 48 50

Wohnkosten 18 21 28

Kitas 18 15 21

Armut 18 16 17

Fremdenfeindlichkeit x 18 16

Schulen 14 15 12

Öffentlicher Nahverkehr 8 11 12

ärtzliche Versorgung 9 11 11

Umweltbelastung 4 4 8

Wahrnehmung als Problem in % der Befragten



Die Messestadt wächst und wächst. Doch das
Wachstum bringt natürlich einige Probleme mit
sich. Für viele Leipziger/innen ist das Groß -
stadtleben mittlerweile zu einem Kampf um be -
zahlbaren Wohnraum geworden. Betrachtet man
beispielsweise die Anpassung der Kosten der
Unterkunft (KdU) im Arbeitslosengeld II, wird
eine der Ursachen des Problems deutlich. Seit
2014 sind die Angebotsmieten um 20 Prozent
gestiegen, die KdU jedoch nur um drei Prozent.

Bereits Friedrich Engels wuss te darüber zu
sagen: „Im Kapitalismus ist der Bau und die
Vermietung von Woh nungen ein „Geschäft“ wie
jedes andere und dient der Erzielung von Profit
für den Grundeigentümer und Haus besitzer. Der
Kapitalismus ist nicht in der Lage, die Woh -
nungsfrage zu lösen“. 

Was unternimmt die Leip ziger Stadt ver wal -
tung gegen
die   se Zu stän -
de? Eine Fra -
ge, die man
mit zwei Wör -
tern be  ant -
wor   ten kann...
nicht viel!
S t a t t   d e s  s e n
wird versucht,
am Leip ziger
Hauptbahnhof
Obdach lose
mit klassi scher Musik zu vertreiben. Ja, das
erklingende „alle Menschen werden Brüder“
will da nicht recht passen. Allerdings passen
dazu die geplanten Räu mungen von leerstehen-
den Gebäuden, in denen Obdachlose bisher un -
ter kommen und sich oftmals vernetzen konnten. 

Dabei fängt das Problem bereits bei der Er -
fassung von wohnungs- und obdachlosen Men -
schen an. Es werden nicht einmal Zählungen
durch  geführt. Frei nach dem Motto: „Aus dem
Auge, aus dem Sinn“, wird sich damit eben nicht
beschäftigt. Selbstverständlich muss es eine be -
last bare Grundlage an Daten zu Ob dach- und
Wohnungslosigkeit geben. Nur so können Lö -

sungs wege und Perspektiven den Anforderun -
gen entsprechend entwickelt und dann umge -
setzt werden.

Und wie sieht es mit dem bezahlbaren Wohn -
raum aus? Raum zum Wohnen wird in Leipzig
zwar ge schaffen, doch meist handelt es sich um
Eigentumswohnungen und teure Studenten -
apartments. Die Situation ist der Stadt ver -
waltung bekannt. Es wurden daher bereits in
einem Wohnungspolitischen Konzept 2015
„besondere Wohnformen“ angekündigt. Doch
wie diese aussehen sollen, ist bisher nicht ermit-
telbar. Die To-Do-Liste wird also immer länger
und verstaubt allmählich.

Eine Prognose, die im Auftrag der Stadt
Leipzig durchgeführt wurde, besagt, dass bis
2030 über 720.000 Menschen in der Messestadt
leben werden. Doch in einem LVZ-In ter view be -

schrieb Ober -
bürgermeister
B u r k   h a r d t
Jung die Prog -
nose als
„wahr   schein -
lich zu am -
 b i t i o n i e r t “ .
Ein großes
W a c h s  t u m
wird erwartet,
aber Vor be rei -
tun  gen zur Re -

a  li sierung wur den kaum ge troffen. Ist es nicht
offensichtlich, dass da ein gewaltiges soziales
Problem auf uns zukommt? Da bereits jetzt min-
destens 10.000 Sozialwohnungen feh len, wer-
den hier zwar 720.000 Menschen leben, aber
eben nicht alle wohnen. 

Aus diesem Grund fordert die DKP zum Bei -
spiel, dass Gemeinden ermächtigt werden, über
leerstehenden Wohnraum zu verfügen. Des Wei -
teren soll ein Programm zum Bau von einer
Million So zialwohnungen mit Mietpreisbindung
durch Gemeinden und Genossenschaften in den
nächsten fünf Jahren auf die Beine gestellt wer-
den! OF

(K)Ein Dach über dem Kopf



Die DKP arbeitet auch in Leip -
zig in der Bewegung aufstehen!
mit, bereits zu den ersten größe-
ren Treffen waren wir vertreten.
Mittlerweile wurde die politische
Arbeit der Sammlungs be we gung
auf die Stadtteile verlagert, erste
Ak tionen sind daraus erfolgt. So
gingen am 14. und 17. De zem ber
zunächst am Conne wi tzer Kreuz
und anschließend auf dem Wil -
helm-Leuschner-Platz Unter stüt -
zer Innen des Bünd  nisses aufste-
hen! Leipzig in gelben Westen
auf die Straße, um die Auf merk -
samkeit der Pas santInnen und
Besu ch er Innen der Weih nachts -
märkte auf ihre Forderungen zu
lenken.

Jeweils etwa 20 Per so nen be -
teiligten sich an den Ak tio nen
von aufstehen! Leipzig. Mit gel-
ben Westen bekleidet, die an die
Proteste in Frankreich er innern
und Solidarität mit den Zie len
der Gilets jaunes zeigen sol len,
ver sammelten sie sich am 14.
De zember abends am Conne -
witzer Kreuz. Mit ihren leuch-
tenden Westen, Trillerpfeifen
und Trans parenten zogen sie ins-
besondere die Aufmerksamkeit
der Besu cherInnen des Weih -
nachtsmark tes im werk 2 auf
sich. Der anschließende Rund -
gang über den Kreu zungsbereich
legte kurz fristig den Verkehr
lahm. Auf den Trans parenten
hatten die Teil neh mer Innen ihre
For de run gen nach Frieden, sozi-
aler Ge rech tig keit und Demo -
kratie deut  lich ge macht. Auch in
Mün  chen wurde eine Demo or -
ganisiert; weitere werden folgen.  

Die Gelbwesten in Frankreich
haben mittlerweile einen ganzen
Katalog an Forderungen aufge-

stellt, die sie an die Regierung in
Paris addressiert hatten. Sie for-
dern einen Mindestlohn von
1.300 € und eine Mindestrente
von 1.200 €, alle Löhne sollen an
die Preisentwicklung angepasst
werden. Öffentliches Eigentum
wie Flug häfen oder Staudämme
darf nicht privatisiert werden. Es
sollen Arbeitsplätze geschaffen
und Schulklassen verkleinert
wer den. 

Wie soll das nach Auffassung
der Gelbwesten finanziert wer-
den? Zum Beispiel durch höhere
Steuern für große Konzerne, die
Bekämpfung von Steuerhinter -
ziehung oder eine Senkung der
Zinszahlungen für „unrechtmä-
ßige“ Schulden. 

Auch wenn die Forderungen
der Gilet jaunes deutlich weiter
gehen, als die bisher von aufste-
hen! formulierten, so ist doch
deutlich geworden, dass auch in
Deutschland die Menschen Aus -
beutung und Repression nicht
mehr still ertragen wollen. Ein
Anfang ist gemacht! Wir dürfen
gespannt auf die weitere
Entwicklung sein. 

Übrigens: bei youtube ist ein
Vi deo vom flashmob auf dem
Weih nachtsmarkt zu sehen.
Unter: „#Aufstehen schockiert
mit Flasmob in Gelbwesten auf
Weihnachtsmarkt“ kann man es
finden.  PW

Aufstehen Leipzig bringt Protest in
Gelbwesten auf die Straße

wurde am 29. Septem -
ber 1900 in Neumanns -
wal  dau geboren. 1922
wur de er Mitglied der
KPD, 1926 des Roten
Front    kämpferbundes.
Dort stieg er 1927 in die
Gau leit ung West sachsen
auf. Nach dem RFB-Ver -
bot 1929 wurde Hoff -
mann in Haft ge nom men;
er hatte es gewagt,  ei ne
Pro test kund gebung zu or -
ga nisieren. Dennoch oder
gerade deswegen wurde
er als Stadtverordneter in
das Leipziger Stadt par la -
ment gewählt. 1931 wur -
de er wieder inhaftiert,
diesmal wegen versuch-
tem Waf fenkaufs, wur  de
aber 1932 ent lassen. Ab
1933 kämpf   te Hoff mann
im Untergrund und orga-
nisierte den antifa schis -
tischen Wi der stan d in
Chem nitz. Auf eine dritte
Verhaftung folgten 3 Jah -
re Zucht haus, darauf
meh re re Mo na te „Schutz -
haft“ im KZ Bu chenwald.
1938-44 gehörte Hoff -
mann zum engsten Krei s
des Wi  der stan des in Leip -
zig als Teil der Schu -
mann-Engert-Kres se-
Grup pe. Währenddes sen
ar beitete er dienst ver -
pflich  tet in Rüs     tungs  be -
trie ben mit dem Ziel der
Pro duk tions  stör ung. 1943
wur de er Mitglied des
NKFD. Am 19. Juli 1944
wur den Hoffmann und
sei ne Familie ein letztes
mal verhaftet und er zum
Tod verurteilt. Am 12. Ja -
nu ar 1945 wurde das Ur -
teil vollstreckt. 

Arthur Hoffmann




